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Einleitung 

Zu den vornehmlichen Aufgaben der Verwaltung gehört es, im 
Rahmen der Gesetze ihre Entscheidungen den stetig wechselnden Ver-
hältnissen anzupassen und sie zweckmäßig zu regeln. Diese Aufgabe 
stellt sich ihr immer dort, wo ihr Handeln nicht durch Äußerungen 
anderer Staatsorgane abschließend determiniert, sondern ihr ein Ent-
scheidungsspielraum überlassen ist, innerhalb dessen sie ihre eigenen 
Vorstellungen maßgeblich zugrunde legen kann. Die Freiheit zu selb-
ständigen Entscheidungen findet ihre Grenze am Gleichheitssatz des 
Art. 3 Abs. 1GG, dessen nivellierende Anwendung die individuelle 
Behandlung jedes einzelnen Falles zugunsten der „generellen Gleich-
mäßigkeit"1 in der Behandlung mehrerer Fälle zurücktreten läßt. In-
dem so der für den Einzelfall gedachten Ermessensentscheidung Wir -
kungen beigelegt werden, wie sie eigentlich dem — „abstrakte Gerech-
t igkeit" verwirklichenden — Gesetz zukommen2, w i rd die „individuelle 
Gerechtigkeit" zugunsten einer „schabionisierenden" verdrängt 3 und 
so der Sinn des gesetzlich eingeräumten Ermessens, das gerade die 
Gerechtigkeit im Einzelfall erstrebt4, wieder verkehrt. 

Die der Verwaltung eingeräumte Möglichkeit zu selbständigen, dem 
jeweiligen Einzelfall angepaßten Entscheidungen auf der einen und 
die Pflicht zur grundsätzlich gleichen Behandlung gleicher Lebenssach-
verhalte auf der anderen Seite ergeben die besondere Problematik einer 
Abgrenzung von gerechter und ungerechter Ungleichbehandlung, deren 
Bewältigung um so notwendiger erscheint, als sich die Betroffenen 
immer wieder auf eine — wirkliche oder vermeintliche — Verletzung 
der als Selbstbindung bezeichneten Gleichheitsbindung der Verwaltung 
im Rahmen eines ihr zustehenden eigenen Entscheidungsspielraums 
berufen. Seit der französischen Revolution, in der das in seinem Selbst-
bewußtsein erstarkte Bürgertum das Prinzip der Rechtsgleichheit zu 
einem seiner wichtigsten Leitgedanken erhob, zeigt der Gleichheitssatz 
eine immanente Tendenz, sich selbst zu radikalisieren 5. Das Bestreben 

ι Lehner, Diss. S. 57. 
2 Vgl. Stern,  Ermessen S. 26 Anm. 80. 
3 So m i t Recht: Mertens,  Selbstbindung S. 101. 
4 Stern,  Ermessen S. 17; ähnl. Ehmke,  Ermessen S. 50; Maunz/Dürig  i n 

Maunz-Dürig Ar t . 20 Rdn. 91. 
5 Leibholz,  Gleichheit S. 25; vgl. auch Hesse AöR 77, 167, der Beispiele 

dafür anführt,  daß der Gedanke der Gleichheit dem der Freiheit den Rang 
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zur extensiven Auslegung von Rechts(grund)sätzen wie des Gleich-
heitssatzes erscheint heute unaufhaltsam; es bildet eine auffällige  Par-
allele zu jener allgemeinen Entwicklung, die das Risiko des einzelnen 
auf die Allgemeinheit und den Staat abzuwälzen versucht6. So ist es 
durchaus erklärlich, daß der Gleichheitssatz als „bequeme Aushilfe" 
rasch bei der Hand ist7, daß die Zahl der einschlägigen Entscheidungen 
als „Legion" bezeichnet wurde8. Die eminent große Bedeutung, die der 
Gleichheitssatz in der Praxis der Gerichte gefunden hat, aber auch die 
hohe Zahl der erfolglosen Rügen einer Verletzung des Gleichheits-
satzes zeigen, daß der Gleichheitssatz nach wie vor von seiner Aktual i -
tät nichts eingebüßt hat, daß er trotz eingehender Untersuchungen 
über Jahrzehnte hinaus noch nicht eine übereinstimmende Auslegung 
erfahren  hat. 

Im folgenden soll versucht werden, Grundlage und Umfang der 
Selbstbindung im Rahmen des geltenden Verfassungssystems zu analy-
sieren und den bisher weitgehend als selbstverständlich hingenomme-
nen Gedanken der Selbstbindung der Verwaltung kritisch zu würdigen; 
dabei w i rd sich die Untersuchung auf die Fragestellung konzentrieren, 
inwieweit das Gleichheitsrecht des einzelnen eine vorrangige Berück-
sichtigung gegenüber der Handlungsfreiheit  der Verwaltung verlangt, 
ohne mi t verfassungsmäßigen Grundentscheidungen in Widerspruch 
zu geraten. 

abzulaufen scheine und u. a. die hessische Verfassung erwähnt, deren erster 
Unterabschnitt der „Rechte der Menschen" m i t „Gleichheit und Freiheit" (!) 
betitelt ist. 

β Vgl. dazu Menger  DÖV 1955, 588. 
7 So Bachof  JZ 1962, 401. 
8 Baring  JöR n. F. Bd. 9 (1960) S. 147; vgl. auch Curii  S. 4 Anm. 6 für das 

schweizerische Recht. 



Erstes  Kapitel 

Begriff  der Selbstbindung 

§ 1 Herkömmliche Umschreibungen der Selbstbindung 

Die mi t dem Begriff  der Selbstbindung umschriebene spezifische 
Gleichheitsbindung der Verwaltung im Bereich „freier"  Entscheidungs-
möglichkeiten stellt heute einen festen Bestandteil der verwaltungs-
rechtlichen Rechtsprechung und Literatur dar1. 

So führt  der Württemberg-Badische  Verwaltungsgerichtshof 2 aus, die 
Verwaltungsbehörde könne sich „ in der Ausübung ihres Ermessens 
durch längere Zeit anhaltende, gleichmäßige" Ermessenshandhabung 
im Sinne ihrer bisherigen Praxis binden. 

Das Oberverwaltungsgericht  Münster*  äußert sich ähnlich: Wenn ein 
Verwaltungsakt in das Ermessen der Behörde gestellt sei, so werde die 
Behörde „durch längere gleichbleibende Handhabung des Ermessens" 
derart gebunden, daß sie von ihrer bisherigen Übung nur noch bei 
Nachweis neuer Umstände abweichen könne. 

Der Bundesgerichtshof 4 nimmt im Zusammenhang mit der Gewäh-
rung von Beihilfen einen möglichen Verstoß gegen den Gleichheitssatz 
und damit eine Bindung an die bisherige Handhabung (nur) an, wenn 
der Betroffene  geltend machen kann, daß die Gewährung von Beihilfen 
„zur Regel" geworden sei. 

Das Bundesverwaltungsgericht  beruft  sich in seiner Entscheidung 
vom 28. Mai 19585 auf „einen allgemeinen Grundsatz des Verwaltungs-

1 Vgl. außer den i m folgenden Genannten: BVerwGE 2,225; 5,338; 26,155; 
OVG Lüneburg VerwRspr 1955, 981; OVG Münster VerwRspr 1955, 329; 
V G Frankfur t  RzW 1962, 574; Hamann Ar t . 3 Anm. C3; Drews-Wacke,  A l l -
gemeines Polizeirecht S. 166; Forsthoff , Lehrbuch S. 91; Ipsen, Gleichheit 
S. 148; Franz Klein , Gleichheitssatz und Steuerrecht S. 237; König , Diss. 
S. 132, 136; Lanz NJW I960, 1797; Menger  VerwArch 51, 71; Mertens,  Selbst-
bindung, passim, insbes. S. 53, 81 f.; Ossenbühl  AöR 92, 13; Oswald  MDR 
I960, 20 f.; Scheerbarth  S. 115; Schmidt - Bleib  treu,  BVerfGG § 90 Rdn. 111; 
Schüle  VerwArch 34, 23; kr i t . Rupp, Grundfragen  der heutigen Verwaltungs-
rechtslehre S. 120; L G Ber l in NJW 1966, 1364; Schaumann JZ 1966, 723. 

2 VerwRspr 1952, 557. 
3 OVGE 4, 9; ähnlich OVGE 6, 202. 
4 BGHZ 19,354. 
5 BVerwGE 8,10. 
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